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Etwas Allgemeines über Gefeb und Verordnung. 


In Gneiſt's „Verwaltung, Justiz, Rechtsweg“ wird auch das 
Verhältniß zwiſchen Geſetz und Verordnung erörtert, wie es fi der⸗ 
malen in England, Frankreich und Deutſchland' darſtellt. 

Wir heben nach diefen Erörterungen einige allgemeine Geſichts⸗ 
punkte hervor. 

Der conſervativſte Grundfatz aller Staatsbildung, daß Geſetze 
nur durch Geſetze abzuändern, kommt erſt in der conſtitutionellen 
Monarchie zur fanctionirten Geltung, und durch den Verfaffungseid 
zu einer neuen moraliſchen Garasıtie. Das auf publieirten Geſetzen 
ruhende Verwaltungsrecht erhält dadurch eine Stabilität, welche die 
abfolute Monarchie vergeblich erſtrebt hat. 

Zugleich entſteht die früher fehlende ſeſte Grenze zwiſchen 
Geſetz und Verordnung: Geſetz If die mit Zuſtimmung der ver⸗ 
faſfungsmaßigen Landesvertretung erlaſſene Verorduung; Verordnung 
der Ausdruck des Stagtewillens ohne dieſe Zuſtmmung. 

„Die Schwierigkeit des Verhältniſſes zwiſchen beiden iſt damit 
freilich noch nicht gehoben. Es ſteht nunmehr feft, daß ältere „Geſetze“ 
nur durch eln mit Zuftimmung der Landesvertretung erlaſfenes neueres 
Geſeth zu ändern find: Welche der alteren Erlaſſe ſollen aber als 
Geſetze gelten? Die zu allen Zeiten ſchwaukenden Bezeichnungen 
allein entſcheiden darüber nicht; indeſſen iſt nach Maßgabe früherer 
Geſctze eutſcheidend das formelle Merkmal der Publieation durch 
die Geſetzſammlung x. Dies an ſich klare Merkmal wird aber 
wieder ſchwaukend, da publicirte Verordnungen unſtreitig auch Clauſeln 
enthalten, welche von Anfang an nur als wechſelnde Verwaltungs 
regulative gemeint waren, und die man nach der Weiſe abſoluter 
Staatsregierung nicht fireng von den dauernd gemeinten Organija⸗ 
tionen abſchied. 

Wer fol darüber aber im ſtreitigen Falle entſcheiden ? Soll 


es der einzelne Departemenkschef? fo ift die ganze ältere Gefetzgebung 


in die Discretfon der zeitigen Minifter geſtellt. Der Departements⸗ 
chef umgeht die nothwendige. Zuſtünmung der beiden Häuſer des Parka: 
ments zur Abänderung der beſtehenden Goſetze durch die einfache Er⸗ 
klärung, daß ein früheres Geſetz oder Geſetzartikel nur als Regulativ 
gemeint ſei. 

Ebenſo ſchwankend iſt die Begrenzung nach der anderen 
Seite. Der verfuſſungsmäßtgen Geſetzgebung mit Zuſtimmung der 
Kammern wird gegenübergeſtellt der Begriff der landesherrlichen Ver⸗ 
ordnungen. Als ſolche werden bezeichnet 1. die fogenannten Nothver⸗ 
ordnungen 2. die Verordnungen zur Ausführung von Geſetzen. Der 
erſte Begviff entſpricht den überkommenen Doctrinen des franzoſifchen 
Eonſtituttonalismug, der zweite den geläufigen. Vorſtellungen den 
Juriſten, da im Geblet des von den Gerichten anzuwendenden Private 
und Strafrechts allerdings die Verordnung nur als Ausführung eines 
Geſetzes Bedeutung hat. Allein für das öffentliche Recht find: bie Be. 
griffe. unzureichend. Trotz der In Reminiäcenz an den Abſolutlsmus 
leicht erklarlichen Abneigung: gegen das Verordnungsrecht muß Auges 
ſtanden werden, daß das Vexrordnungsrecht viel weiter geht, und 
namentlich umfaßt : 

1. Das Recht, in denjenigen Fällen, wo das Geſetz nur die lei⸗ 
tenden Grundſätze aufſtellt, die erforderlichen Dekail⸗ Vorſchrlflen, 
dieſen Grundſätzen enkſprechend zu geben. 

2. Das Recht zur Anordnung derjenigen Anſtalten, welche 
zur Ausführung des Geſetzes erforderlich find, ferner die 


Beſtimmung der dazu nöthigen, in der Reglerungsgewalt überhaupt 


bereſts enthaltenen Mittel, und die Befugnißß zum Erlaß allgemeiner 
Juſtructionen für die zum Vollzug der Geſetze beſtimmten Behörden, 
insbeſoudere über deren Geſchäftsgang und das von ihnen zu beobach⸗ 
tende Verfahren. 

3. Das Recht, ſolche allgemeine Verfügungen zu erlaſſen, welche 
lediglich die Verwaltung, im Gegenſatz zur Rechtöpflege be⸗ 
treffen, und nur aus dem Oberaufſichts recht der Staatsgewalt 
entſpringen, inſofern Geſetze nicht geündert und Laſten nicht aufgelegt 
werden. 

Allein das Verordnungsrecht iſt auch damit nicht erſchöpft. Die 
Idee, dis landesherrliche Gewalt als den bloßen „Beauftragten“ der 
Geſetzgebung anzuſehen, iſt franzöſiſchen Doctrinen von der Souperänetät 
der Geſellſchaft entlehnt, die ohnehin in unlösbare Widerſprüche ge⸗ 
rathen. In Deutſchland iſt fie unvereinbar mit dem hergebrachten 
Recht der Monarchie, mit den Bedürſniſſen des Staates, und am 
unvereinbarſten mit den Bedürſniſſen der heutigen Geſellſchaft. Jedes 


Eintreten auf die concreten Gebiete unſeres Verwalkungsrechtes wird 


zu dem Anerkenntniß nothigen, daß die Verordnung jedenfalls die Stelle 
der Geſetze da vertreten muß, wo es an einem Gefetz fehlt. In den 
wichtigſten Beziehungen würde es an jeder Norm fehlen, wenn man 
nicht ältere Verordnungen trotz mangeluder Publication für die Bere 
waltung als bindend anerkennt. Noch einkruchtender aber ergibt fich, 
daß es praktiſch unmöglich iſt, die Thätigkeit des Staates in allen 
ſeinen Aufgaben durch die Geſetzgebung zu regeln; wie denn auch das 
omuipotente engliſche Parlament gezwungen if, in jeder Seſſton das 
Gebiet der Verordnungs⸗ und Regulativgewalt zu erweitern. Für die 
Jutereſſen der modernen Erwerbsgeſellſchaft iſt die Erſchöpfung der 
Staatsgewalt in Geſetzen um fo unmöglicher, well Niemand da ift, folche 


allumfaſſenden Geſetze zu geben, da die ſchwankenden, wechfelnden, 
widerſprechenden, ſich ſelbſt unklaren Intereſſen der heutigen Geſellſchaft 
durch die Geſetzgebung nicht zu befriedigen, und eine ſtarre Fixirung 
am allerwenigſten im Sinne des ſoclalen Volksfouveräns fein würde. 
Man wird weitergehend vielmehr anerkennen müſſen: 

1) daß für die Regelung gewiſſer Verhältniſfe des öffentlichen 
Rechts grundſatzlich die Verordnung die rechte Form des 
Staats willens bildet. Es gilt dieß von der Organiſation der 
Staatsverwaltungsbehörden (wie in England), für welche auch durch 
zahlreiche Pracedenzfälle das Verordnungsrecht nach Publication der 
preußiſchen Verfaſſung geübt iſt. Es gilt ferner von Erthellung der 
Corporatlonsrechte, auch mit Einſchluß der Expropriationsbefugniſſe, 
überhaupt von dem Gebiet, welches den Hauptinhalt der engliſchen 
Privatbills ausmacht. 

2) Das Verordnungs recht muß als verbindlicher Skaatswille 
praeter legem gelten in den Gebieten, welche rechtlicher Nor⸗ 
mirung bedürfen, in denen es aber an einem Gefetzaet fehlt. Die 
Grenze der Verordnungen ad 1 und 2 llegt in dem Grundſatz, daß 
Privatrecht und Strafrecht nur unter der Autorität formeller perma⸗ 
nenter Geſetze gehandhabt werden, und daß perſönliche und Steuer⸗ 
laſten nur mit Zuſtimmung der Landesvertretung begründet werden 
konnen. Die engliſche Geſetzgebung hat in praktiſcher Weſſe die Grenze 
fo gezogen, daß ſie coneret und beſtimmt ausſpricht, was durch Ver⸗ 
ordnung nicht geſchehen darf; während in Form von allgemeinen Re⸗ 
ſolutlonen (Verfaſſungsartlkeln) über die Betheiligung der Kammern 
an der Geſetzgebung der entſcheidende Punkt nicht getroffen wird. Das 
Weſentliche iſt die volle, nur durch Miniſterverantworklichkeit erzwing⸗ 
bare Durchführung des Grundfatzes, daß Geſetze nur durch Geſeßze ab⸗ 
aͤuderlich. 

3) Durch Delegatlon werden wle in England fortwährend 
dem König, dem Geſammtminiſterium, den einzelnen Mlniſtern, bez. 
auch Provlnzialbehörden, geſetzgebende Functlonen im Wege der Ver⸗ 
ordnung und des Regulativs überlaffen, Unentbehrlich iſt dieſe Geſetz⸗ 
gebung per delegatiouem für polizeiliche Verordnungen. 

Freilich geht man nach der Melnung Gneiſt's zu welt, wenn 
man es den Gemeinden (fowie bei uns ganz allgemein jeder Orts⸗ 
gemeinde) überläßt, ortspoltzeiliche Verordnungen unter Strafandrohung 
zu erlaſſen. Wir haben darüber ſchon einige merkmurdige Erfahrungen 
gemacht; jedenfalls aber ſteht ſolche Gewalt der Zwerggemeinde im 
schlechten Verhältulſſe zur Einſchräukung des Verordnungsrechtes der 
Regierung nach unſerer Verfaſſung. Und Gneift hat dabei noch das 
preußiſche Geſetz über die Polizelverwaltung vom 11. März 1850 im 
Auge, welches anoronet: „Der Regierungspräſident iſt befugt, jede 
ortspolizeiliche Vorſchrift durch einen förmlichen Beſchluß unter Ans 
gabe der Gründe außer Kraſt zu ſetzen.“ 


Mittheilungen aus der Praxis. 


a) Die Parteien können uicht verhalten werden, ſich im Vorhineln zur 
Tragung von Commifflonskoſten für eine ungeſuchte commſſſlonelle 
Erhebung zu verpflichten 

b) Bei Augenſcherns⸗Commiſſſionen der politſſchen Behörden finden die 
Beſtimmungen der Gerichtsordnung über den Beweis durch Kunſt⸗ 
verſtündige keine Auwendung. 


Im Jahre 1867, im September, übermittelte der Salzburger 
Landesausſchuß der Landes regierung die Bitte des Franz S. und 
Conſorten um Abhilfe gegen die Verwüſtungen des wilden Gerlos⸗ 
baches zur thunlichſten Berückſichtigung. 

Da hierin die Behauptung ausgeſprochen wurde, daß die auf 
kiroliſchem Gebiete angeblich befindliche ärariſche Holzklauſe Schuld an 
dieſen Verwüſtungen ſei, wendete ſich die Landesregierung nach vor⸗ 
beriger Einvernehmung des Bezirkshauptmannes in Z. an die tiroliſche 
Statthalterer um Abhilfe. 

Dieſelbe lehnte aber die Abbrechung dieſer am ſogenaunten Dur⸗ 
losboden befindliche Klauſe ab, weil dieſe Klauſe zur Abtriftung des 
arariſchen Holzes unumgänglich nothwendig ſei, und wies darauf hin, 
daß eben zur Befeitigung von Waſſerſchäden die früher auf ſalzburgi⸗ 
ſchem Gebiete befindlich geweſene Klauſe auf tirolſſches Gebiet verlegt, 
und den Anrainern ohnehin durch Abtretung des enkſprechenden Theiles 
Waldbodens ſeinerzeit für den durch den Ban der neuen Klaufe zuge⸗ 
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zogenen Schaden der volle Erſatz geleiſtet worden ſei. Die Statthal⸗ 
terei meinte daher, daß ein Augenſchein wohl vermieden werden könne, 
erklärte ſich übrigens bereit, das kiroliſche Bezirksamt W., in deſſen 
Bezirke die tirolſſche Klauſe lag, anzuwelſen, an der von dem politi⸗ 
ſchen Bezirksamte Z. anzuorduenden Augenſcheinscommiſſion theilzu⸗ 
nehmen. Zur möglichſten Wahrung der Rechte der Petenten, ſowie 
zur Klarſtellung des Sachverhaltes fand ſich die Landesregierung ver⸗ 
aulaßt, das Bezirksamt Z. anzuweiſen, den Augenſchein im Einver⸗ 
nehmen mit dem Bezirksamte W. vorzunehmen. 

Bei dem nun von deu zwei Bezirksämtern gemeinſchaftlich gepflo⸗ 
genen Augenſcheine wurde von dem fachnerfländigen k. k. Ingenieur 
conſtatirt, daß die ärariſche Triftklauſe, welche eirea 550 Klafter jen⸗ 
ſeits der Landesgrenze auf tiroliſchem Gebiete liegt, keinen beſonderen 
Einfluß auf die Verheerungen nehme, ſondern daß dieſe Letzteren zu⸗ 
nächſt der ungünſtigen Einmündung des Blaugrabens und deſſen 
maſſenhaften Geſchieh⸗Ablagerung zuzuſchreiben ſelen. Der Sachver⸗ 
ſtändige beantragte ſodann mehrere Maßregeln, um das lockere Terrain 
des Blaugrabeus zu binden und arıdererfeits das Rlunſal des Gerlos⸗ 
baches zu regulfren. 

Franz S. und Conſorten brachten zwar keine Einwendung gegen 
dieſen Ausſpruch des Sachverſtändigen vor, erklärten aber, daß fie Die 
beantragten Maßregeln aus Eigenem nicht beſtreiten könnten und fügten 
ſchließlich bet, daß nach ihrer Auſicht die Triftklauſe an den Verhee⸗ 
rungen weſenkliche Mitſchuld trage. 

Der Bezirkshauptmaun Z. forderte nun den Frauz S. und 
Conſorten auf, die für den commiſſlonellen Augenſcheſn erwachfenen 
Koſten, wobei der Bezirkshauptmaun von Z. auf eine Vergütung feiner 
Commiſſionskoſten verzichtete, zu bezahlen. 

ingegen brachte Franz S. und Conſorten den Rekurs ein, in⸗ 
dem fie die Zahlung verweigerten und zugleich um neuerliche commif⸗ 
ſtonelle Erhebung baten; fie gründeten ihre Zahlungsverweigerung 
darauf, daß ſie die geſchehene Beiziehung nur Eines Sachverſtändigen 
beauftändeten und behaupteten, daß ihnen nicht die Möglichkeit bevor⸗ 
gelaſſen wurde, ihrerſeits einen Sachverſtändigen zu beſtellen; fie er⸗ 
ſuchten daher um eine neuerliche Erhebung, durch welche fie zu erwel⸗ 
fen vermeinten, daß die ärariſche Klauſe Schuld an den Verwüstungen 
des Gerlogbaches krage. 

Der Bezirkshauptmann Z. hob dem entgegen in feinem Berichte 
hervor, daß die Recurrenten von ihrem Rechte, einen Sachverſtändigen 
zu wählen, allerdings hätten Gebrauch machen konnen, daß fie dieſes 
aber nicht gethan, jedoch auch keinerlei Einwendungen gegen den Sach⸗ 
verſtäudigen bei der Commiffion gemacht haben, Er erklärte ſich übri⸗ 
gens für die Anordnung einer neuen Augenſcheinskommiſſion zur klare⸗ 
ren Beleuchtung der Sachlage. 

Diefer Rekurs, refpective Eingabe um neuerlichen Augenſchein, 
wurde der kiroliſchen Statthalterel abermals mitgetheilt, und hiebek 
die Anſicht ausgeſprochen, daß die Petenten im Sinne des Miniſterial⸗ 
Erlaſſes vom 3. Juli 1854, R. G. B. Nr. 169, verpflichtet felen, die 
Kommiſſionskoſten zu bezahlen, weil fie durch ihre Eingabe den Augen 
ſchein veranlaßt hatten, daß aber weiters zur Schöpfung des Erkenut⸗ 
niſſes, ob und inwieferne ein neuer Augenſchein zu pflegen, wer an 
den Verwüſtungen Schuld trage und zu den Uferſchutzbauten beizu⸗ 
tragen habe, die Bezirkshauplmannſchaft Sch. in Tirol berufen ſel. 
Diefe Anſicht wurde motlvirt durch den Hinweis auf das Petitum 
der Eingabe, in welchem die Geſuchſteller beftimmt die auf tiroliſchem 
Gebiete befindliche Klauſe als Urſache der Verwüftungen des Gerlos⸗ 
baches bezeichneten und deren Befeitigung begehrten, ferner durch die 
Analogie mit $ 13 der Jurisdictions⸗Norm vom 20. November 1852, 
wornach die Klage ſich in der Regel nach dem Wohnſitz des Geklagten 
richtet. 

Die tirolifche Statthalterei erwiederte, daß ſie die Anſicht der 
Landesregierung theile, daß Franz S. und Conſorten die Koſten wenig⸗ 
ſtens vorſchußweiſe bis zur Entſcheidung über das geſtellte Begehren 
zu beſtreiten hätten; fie übermittelte zugleich die Abſchrift der Ent⸗ 
ſcheidung des Bezirkshauptmannes von Sch., womit derſelbe dem Bes 
gehren auf Anordnung einer neuen Commiſſion ſtattgab, „meil der 
commiſſionelle Augenſchein mit Zuziehung bloß Eines Sachverſtändigen 
vorgenommen worden ſei.“ Letzterer Beſcheid des Bezirkshauptmannes 
von Sch. wurde von der kiroliſchen Stakthalterei mit dem Beifügen 
beſtätigt, „daß Franz S. und Conſorten die Commiſſionskoſten für die 
neuerliche Erhebung im Vorhinein zu zahlen haben und daß die ſeiner⸗ 
zeitigen Sachverſtändigen wiſſenſchaftlich gebildete Männer fein müſſen.“ 

Sonach wurde der Bezirkshauptmann von Z. angewieſen, die 
Commiſſionskoſten fur die ſtattgehabte Augenſcheinserhebung von Franz 
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S. und Conſorten hereinzubringen, wovon diefe durch den Bezirks⸗ 
haupkmann verſtändiget wurden. 

Der an das Miniſterinm des Innern dagegen eingebrachte Re⸗ 
curs des Franz S. und Conſorten umfaßte zwei Beſchwerdepunkte. 
Der erſte war gegen die Entſcheidung der Landesregierung in Salzburg 
gerichtet, mit welcher den Recurrenten die Bezahlung der Commiſſions⸗ 
koſten auferlegt wurde; der zweite gegen den Erlaß der tixoliſchen Statt⸗ 
halterei, mit welchem die Recurrenken aufgefordert werden, ſich im Vor⸗ 
hinein zur Tragung der Koſten des von den Recurrenten begehrten neuer⸗ 
lichen Augenſchelnes zu verpflichten. In erſterer Beziehung verwieſen die 
Recurrenten auf dle gleichlautenden Entſcheidungen des Bezirkshaupt⸗ 
mannes in Sch. und der kirolifchen Statthalterei, mit welchen die 
abgehalteue Commiſſion als wirkungslos erklärt wurde, weil nur Ein 
Sachverſtändiger beigezogen wurde, es könne daher in analoger An⸗ 
wendung des $. 345 weſtgallziſcher Gerichtsordnung die Bezahlung 
der Commiſſionskoſten nur dem Commiſſionsleiter, dem Bezirkshaupt⸗ 
manne von Z. auferlegt werden, well durch fein Verſchulden dle 
Commiſſton fo abgehalten wurde, daß ihre Aunullirung erfolgte. In 
letzterer Beziehung wurde betont, es gebe keine Vorſchrift, welche 
den Parteien eine Verpflichtung zur Zahlung der Commiſflonskoſten 
im Vorhinein auferlege; wenn fie in der Hauptſache obfiegen würden, 
ſel ihnen nicht einmal die Rückvergütung vorbehalten; eine ſolche Vers 
pflichtung ſei unnöthig, da der Zahler doch immer gefunden werde. 

Das Minifterium des Innern entſchied unn unterm 10. Sep⸗ 
tember 1870, Z. 9278, in ſeiuem Erlaſſe an den Landespraſidenten 
von Salzburg, daß dem Recurſe des Franz S. und Couſorten aus N. 
gegen die ihnen auferlegte Zahlung der anläßlich des in ihrer Sache 
vorgenommenen Augenſcheines erlaufenen Relſekoſten keine Folge ge⸗ 
geben werde, daß hingegen der in der Entſcheidung der tiroliſchen 
Statthalterei aufgenommene Beiſatz, daß Franz S. und Conſorten 
ſich im Vorhinein zur Tragung der Koſten des von ihuen ange⸗ 
fuchten neuen Augenſcheines zu verpflichten haben, in Folgegebung der 
von deu Recurrenten gleichfalls dagegen gerichteten Beſchwerde zu 
beheben ſel, „weil eine Vorſchrift nicht beſteht, nach welcher die Par⸗ 
teien anläßlich bevorſtehender politiſcher Commiſſtonen zur erwähnten 
Erklärung verhalten werden können.“ 

Ju dem gleichdatirten Erlaſſe an den Statthalter von Tirol 
wurde demſelben vom Miniſterium bemerkt, daß der in der Eutſcheidung 
des Bezirkchauptmaunes vou Sch. und der Statthalterei ſelbſt eut⸗ 
haltene Ausſpruch, die flattgefundene Augenſcheiuscommiſſton biete 
wegen Beizlehung nur Eines Sachperſtändigen keine Grundlage zur 
Beurtheilung, ob die Abbrechung der ärar. Triftklauſe nothwendig 
ſei — der geſetzlichen Begründung entbehre, „weil die Beſtimmungen 
der Gerichtsordnung über den Beweis durch Kunſſverſtändige hier 
keine Anwendung finden, M. 


Zur Auslegung des §. 80 des Heimatsgeſetzes im Falle unterlaſſener 
Anzelge über die Versorgung elnes auswärtigen Armen. 


Int Juli 1866 ſtarb in Cz. eine gewiſſe P., nachträglich als 
die Ehegattin des kurze Zet früher verſtorbenen Onufry D. conſtatirt, 
mit Hinterlaſſung eines beiläufig achtjährigen Knaben Baſil. Nachdem 
zu jener Zell die Zuſtändigkelt dieſes gänzlich hilfloſen Kindes, reſp. 
die Zuſtändigkeit der verſtorbenen Eltern nicht bekannt war, wurde 
dasſelbe vom Stadttnagiſtrate in Cz. im Auguſt 1866 in Verpflegung 
gegen eine monatliche Vergütung von 3 fl. 6. W. aus der Stadt⸗ 
caffa als Vorſchuß gegen Exfa von der auszuforſchenden Zuſtandig⸗ 
keitsgemeinde übergeben. 

Durch die Angaben eines gewiſſen A. kam der Stabtmagiftrat 
ſchon im September 1866 in die Keuntuiß, daß die verſtorbene Mutter 
dieſes Knaben nach ihrem Gatten D. heiße, und daß die Eheleute in 
der gr. katholiſchen Kirche zu Ez. getraut wurden. Durch den Pächter 
des Hauſes, in welchem die Verſtorbene zuletzt wohnte, kam der 
Magiſtrat gleichfalls im September 1866 in Kenutniß, daß die ver⸗ 
ſtorbene Onufry D. uach J. in Galizien zuſtändig geweſen fein fol. 
Der Stadtmagiſtrat unterließ es auf Grund dleſer Angaben ſofort die 
Nachforſchung über die Zuständigkeit der Eltern dieſes Knaben zu ver⸗ 
aulaſſen, und wendete fich erſt im April 1868, nachdem dieſer Kuabe 
bereits feit Ende Jäuuer 1868 in die unentgeltliche Lehre gekommen 
war, an das gr. katholiſche Pfarramt zu Cz. um den Trauungsſchein 
diefer verſtorbenen Eheleute. 


Nachdem durch dieſes Document couſtolirt war, daß Onufry D., 
der Vater des Knaben, aus I. gebürtig, fi mit P. im Mai 1857 
verehelicht habe, wurde das Bezirksamt St. erſt im Mai 1868 von 
dem Stadtmagiſtrate Cz. angegangen, die fraglichen vorſchußweiſe be⸗ 
ſtrittenen Verpflegskoſten pr. 51 fl. 90 kr. ö. W. für die Zeit vom 
Auguſt 1866 big Eude Jänner 1868 von den zahlungspflichtigen 
Anverwandten dieſes Knaben zu J., reſp. non der Zuſtändigteitsgemeinde 
J. einzubringen, in einem nachträglichen Erſuchſchrelben aber erklärt, 
daß ſich der Magiſtrat vorläufig mit dem Erſatze eines gewiſſen 
Teiles dieſer Koſten gegen nachträgliche Einſendung des Reſtes be⸗ 
guügen würde. 

Die Gemeinde J. anerkaunte zwar nach ihrer im Juli 1868 
abgegebenen Erklärung die Zuſtändigkeit des Walſenknaben Baſyl D., 
glaubte aber den geforderten Rückerſatz der fraglichen Verpflegskoſten 
aus dem Grunde verweigern zu ſolleu, weil man dleſelbe nicht gleich 
nach dem Ableben der Eltern zur Uebernahme und Abholung des 
Kindes aufgefordert habe. 

Der Stadtmagiſlrat zu Cz. wendete ſich ſodann im Wege der 
Landesregierung an die gallziſche Statthalterei um Verwendung, daß 
dem Stadtfonde der beſtrittene Betrag, falls die Zahlungsunfähigkeit 
der Augehörigen und der Gemeinde ſich conſtatiren ſollte, aus dem 
galizifchen Landesfonde rückvergütet werde. 

Die galiziſche Statthalterel trug dem Bezirkshauptmann die Ein⸗ 
bringung der Verpflegskoſten auf und lehute dieſelbe erſt, nachdem die 
im Wege des polltiſchen Steuerſequeſters verſuchte Execution fruchtlos 
geblieben war, und zwar nach dem Autrage des Bezirkshauptmannes 
ab, well die von dem Stadtmagiſtrate zur Entſchuldigung feines Vers 
fäummnifjes der ſogleichen Anzeige an die Gemeinde J. von der Ueber⸗ 
nahme des Baſyl D. in dle ſtädtiſche Verpflegung vorgebrachten 
Gründe, daß erſt durch den pſarramtlichen Trauungeſchein conſtalirt 
wurde, daß Paranka P. mit Onufry D. aus J. verehellcht war, und 
der hinterbliebene Kuabe auf die Zuſtändigkeitsrechte des Vaters An⸗ 
ſpruch machen könne, keinesfalls und um jo weniger ſtichhältig erſcheine, 
als durch die ſchon im September 1866 abgegebenen Ausſagen des 
A. und des S. als conſtatirt angenommen werden kounle, daß dieſer 
Waiſenknabe nach J. zuſtändig ſel. Es konne ſonach die Nichtbeachtung 
der im 8. 30 des Heunatgeſetzes vom 3. December 1863 vorgeſchrie⸗ 
benen Beſtimmuug, wornach derlei Anzeigen an die Heimatsgemeinde 
unverzüglich zu machen ſind, nicht als eutſchuldiget hingenommen werden. 

Aus der Erklärung der Gemeinde J. von Juli 1868 iſt nur 
hervorzuheben, daß dieſe bemerkte: „fie hätte im Falle einer Auffor⸗ 
derung zur Uebernahme des Bafyl D, ſich nicht geſträubt, dieſen 
Knaben zu übernehmen und für feine Verpflegung (im Turuus bei 
den einzelnen Gemieindemitgliedern) zu ſorgen.“ 

Gegen obigen Ausſpruch der gallziſchen Statthalterei hat der 
Stadtmagiſtrat von Cz. den Mluiſterjal-Necurs eingebracht, in 
melchem er um die Aufrechthaltung feines Anſpruches bittet. Es wird 
bemerkt, daß die Gemeinde J. auch bei der unverzüglich uach dem 
Tode dieſer Eheleute erhaltenen Aufforderung zur Abholung dieſes 
Knaben jedenfalls den Beweis durch Einſendung des Trauungsſcheines 
verlaugt hätte, daß Onufry D. wirklich verehelicht, und daß daher dem 
zurückgebliebenen Kiude die legitimen Rechte zukommen, daß dieſer 
Knabe felbft in der Heimatsgemeinde während der Zeitdauer eines 
Jahres und ſechs Monaten kaum billiger hätte verpflegt werden köunen, 
daß ſchon die Koſteu der Abholung die Halfte bes rückzuvergütenden 
Betrages erreicht haben würden, ſohin der Fall des 8. 30 des el 
matsgeſetzes gar nicht vorliege. 

Das Miniſterium des Innern hat mit Erlaß vom 1. October 1870, 
Z. 8474, in folgender Weiſe entſchieden: „Die Stadtgemeinde Cz. 
hat ſich zwar allerdings eines Verſäumniſſes ſchuldig gemacht, indem 
unterlafſen wurde, unmittelbar nach den im September 1866 erhal⸗ 
tenen Nachrichten und Anhaltspunkten zur Erforſchung des Heimats⸗ 
ortes der Eltern des genannten Waifenknaben ſofort die erſorderlichen 
Erhebungen einzuleiten, insbeſonders die Reg nirlrung des Trauungs⸗ 
ſcheines zu veraulaſſen. Allein dieſe Unterlaſſung berechtiget die Ge⸗ 
meinde J. nicht, den Erſatz der für den nothwendigen Unterhalt und 
die Verpflegung dieſes Knaben bis zum Zeitpunkte feines Eintrittes 
in die Lehre aufgelaufenen Koſten abzulehnen. 

Vom Auguſt 1866 angefangen bis zu jenem Zeitpunkte, mit 
welchem die Abholung des Knaben in ſeinen Heimatsort J. hätte be⸗ 
werlſtelliget werden können, wenu die Nachforſchungen rechtzeilig ein⸗ 
geleitet worden wären, gebührt der Gemeinde Ez. der Erf der auſ⸗ 
gelaufenen Verpflegskoſten, weil die Verpflegung des Knaben während 
dieſer Zeit nothwendig war, und die Stadtgemeinde Ez, den Rückerſaz 
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im Grunde des 8. 28 des Heimatsgeſetzes vom 3. December 1863 
von der Heimatsgemeinde J. verlangen kann. 

Aber auch über dieſe Zeit hinaus bis zum Jänner 1868 kann 
der beunſpruchte Rückerſatz der aufgelaufenen Koſten nicht abgeſprochen 
werden, weil auch die Gemeinde J. verpflichtet geweſen wäre, für die 
Verabreſchung des nothwendigen Unterhultes on Baſyl P. und für 
deſſen Erziehung während dieſer Zeit zu ſorgen. 

Die Gemeinde J. erſcheint demnach verpflichtet, auch für dieſe 
‚Beitperiode die aufgelaufenen often zu erfegen, da fie den Nachwels 
nicht zu liefern vermochte, daß ihr bei einer früheren Verſtändigung und 
Uebernahme des Knaben weniger, als die aufgelaufenen höchſt mäßigen 
Koſten erwachſen wären, zumal ihr durch die von der Stadtgemeinde 
Cz. getroffene Vorſorge die Koſten für ben Abtransport des genannter 
Knaben von Cz. nach J., welche fie jedenfalls zu tragen gehabt hätte, 
in Erſparung gekommen ſlud. 

In diefer Erwägung wird in Erledigung der Vorſtellung des 
Sladtmagiſtrates Cz. gegen die von der gallziſchen Stotthalteref erfolgte 
Ablehnung der zwangsweiſen Verhalkung der Zuſtändiglkeitsgemeinde 
9. zum Erſatze der fraglichen Verpflegskoſten ausgeſprochen, daß bie 
Gemeinde J. verpflichtet iſt, die von der Gemeinde Cz. für die Ver⸗ 
pflegung des Waſſenknaben Baſyl D. vorſchußweiſe beſteſttenen Koften 
von 51 fl. 90 kr. ö. W. zu erſetzen.“ J. 


— 


Verordnungen, 


Erlaß des k. k. Miuiſteriums für Landrsvertheidigung vom 80, September 
1870, 3. 2224, betreffend die Beumihandlung von Geſucſen der Land⸗ 
wehhrmünner um Anslkandspäßſe. 


1, Landwehrrecruten, welche zu der mit 1. October d. J. beginnenden 
Aus bildungsperiode einberufen find, können Auslandspäſſe erſt nach erfolgter 
Ausbildung ertheilt werden. 

2. Landweherecruten, welche zur Ausbildung imm laufenden Jahre nicht 
einberufen werden, konnen Auslbandspäſſe mit der Dauer bis Ende Februar! 
J. J. anſtandlos ertheilt werden. 

3. Bereits ausgebildeten Landwehrmännern Tonnen mit Hinblick auf 
6.156 des Landmehrgeſetzes vom 18. Mai 1869 bis zur nächſten Maffenübung 
Auslandspäſſe erfolgt werden. 

In allen Fällen find aber die Paßwerber aufmerkſam zu machen, daß 
die Ertheilung des Auslandspaſſes nicht etwa eine Befreiung von den Lanb⸗ 
wehrpflichten während der Giltigkeitsdauer des Paſſes involvirt. 


Perſonalien 
nach dom amtlichen Theile der „Wiener Zeitung“ 


Se. Majeftät haben dem Poſtamtsverwalter Anton Kemperle in Görz 
das goldene Verdienfttrenz anlt der Krone verliehen. 

Se. Maſeſtckt haben dem Vorſtande dez Departements für Chiſfreweſen 
im gemeinjanen Miniſterium des Aeußern Hos und Mineral Ferbi⸗ 
nand Prantner das Ritterkreuz des Leopoldorbens und dem Sektionsrathe 
beöfelben Departements Johann v. Haßlinger⸗Haſſingen den Orden 
der eiſernen Krone dritter Claſſe tarfret verliehen. 

Se. Maſeſtät haben den Vorſtand des adminiſtrativen Rechnungsdepar⸗ 
temenis im Miniſterium für Landesvertheidigung, Rechnungsrath Anton Slawik 
zunt Mnifterialfäcretär ernannt. 

Se. Majeſltät haben den Landespräſtdenten in Kärnten Caspar Grafen 
p. Lodron-Caterano zum Statthalter in Tirol und Vorarlberg, den Statt: 
allereirath erster Claſſe in Trient Alois Freſherrn v. Ceschi a Santa 

roce zum Landespräſidenten in Kärnten, den mit der Leitung der Bezirks⸗ 
bauptmannſchaft in Görz betrauten Statthaltereivalß Felix Freiherrn Pino 
MN. en dum Sanbespräfibenten in der Butomina und den Statt: 
hallereirath Alexander Ritter v. Summer in Troppau zum Landespräſidenten 
iu Hexzogſhume Ober⸗ und Niederſchleſien ernannt. 

Ss. Majeflät haben den Stallhaltereiralh erster Glaſſe Hieronimus A leſan i 
zur Sſallhalterei für Tirol und Voralberg mit der Beſlimmung für Trient 
verſetzt und genehmiget, daß die Leltung der Pezirkshauptmannſchaft in Görz 
bel Statthalterertathe erſter Claſſe Franz Freiherrn v. Rechbach übertragen 
werde. 

Se. Mojeftät haben dent Vicepräfidenten und gelte ber galizischen Statt: 
halterei Lubwig Ritfer Poſſinger v Choborski als Ritter des Ordens 
ber eiſernen Krone zweiten Claſſe iu Gemößheit der Ordensſtatuten den Frer⸗ 
herrnſtaud verliehen. 


Se. Majeſtät haben dem Stafthaltereirathe Albin Ebner in Salvurg, 
den Orden der eiſernen Krone dritter Claſſe tarfrei verliehen. 

Se. Majeftät Haben dem jubilivten Landeskaſſendirektor Anton Bade 
in Prag das goldene Verbienjikreug mit der Krone verliehen. 

Se. Majeftät haben die bei der Finanzprocuratur in Czernowitz erledigte 
Oberfinauzraths⸗ und Finanzprocuratorsſtelle dem Flnanzrathe. Dr. Zucker 
Gizowski verliehen. 

Se. Ma haben dem Miniſterialrath Joſef Glanz Mit v. Elch a, 
Leiter der Hatifliihen Centralcommiſion, taxfrei in den Freiherrnftand erhobef 

Se. Majeflät haben den Minifteriotrath Ludwig Freiherrn v. Hoßen⸗ 
bühel unter Enthebung von ſeiner dermaligem Stellung im Minſſtertum fi 
Cullus und Unterricht zum Präſidenten der ſtatiſtiſchen Centraſcomimlſſion er⸗ 
naunt und ihm den Titel und Rang eines Secllonscheſs verliehen. 

Se. Majeſtät haben dem Regſſtratues⸗Director des k. k. Oberſthofmeiſter⸗ 
amtes 916 Eder das Ritterkreuz des Franz⸗Jofefs⸗Orbeus verliehen. 

Se. Mojeftät haben den Mtifterialconcpiften Leopold Szabel zum 
Miniſterialſecrefüär zweiter Claſſe im Miniſterium des Innern ernannt und 
dem Minlſterialconcipiſten in biefem Miniſterſum Johan Ha wa den Titel 
und Rang eines Miniſterſalſecretärs koxfrei verliehen, 

Der Miniſter für Cultus und Unterricht hat ben Conelpiften der Buko⸗ 
wimaer Landesregterung Dr. Heinrſch No za und den Concipiſten der Czerno⸗ 
witer Finanzprocuralur Dr. Ladislaus Bodynski zu Conoiptſten bei der 
b. k. Direction der Güter des Bukowinger grlechiſch⸗orientaliſchen Religions- 
ſondes ernannt, 


Erledigungen 
aus dein Amksblatte der „Wiener Zeitung. 


t. k. Central⸗Taxamte) in Wien, 1000 fl. Gehalt eventuell eine nanzbezirks⸗ 
commi 970 0 mit 900 fl. und im Falle ber Verwendung für Wien mik dem 
‚Quartiergelbe jährlicher 200 fl, bis 24. October I, J. (Uıntöblatt Nr. 294) 
Punzicungsamts⸗Crntrokorsſtelle in Sundern und Linz erſtere mit 900 fl. 
letztere mit 800 fl. gegen Erlag einer Dimllaution bis 24. October l. J. 


(Amtsblatt Nr. 284 
8 bruce weren mit 600 fl 


Finanzbezirksrommiſſärsſtelle bei der n. 5. a e (beim 


Weller Sah, im 
2 Deroder J. N. (Hmabine r, 230.) 

Adiunctenſtelle bei der Männerſtvafanſtalt zu Garſter mit 800 fl. Gehalt, 
Naturalwohnung und Holzdeputat gegen Dienſtcauktonserlag, bis 18. October l. J. 
(Amtsblatt Nr. 286.) 

Oberingenieursſtelle in Steiermark mil 1500 fl. enentuell 1300 fl. und 
eventuell im Vorrückungsfalle eine Ingenieur⸗ und Bauadjunckenſtelle, bis Ende 
Ockober 1, J. (Amtsblatt Nr. 236.) 

„ Nechnüngsoffieialsſtele erſter Claſſe beim Dei e der 
Bi landesdireetion in Mlen mitt 1000 fl. eventuell 900 . ſehalt und im 

falle der Verwendung in Wien mit 250 f Quartiergeld, eventuell eine Rech⸗ 
c n zweiter und Veitter Claſſe mit 800 fl., 700 fl., 600 fl. und 
500° fl. Gehalt und Quartiergeld von 200 fl. und 150 fl. im Falle der Ber⸗ 
wendung in Wien, bis 24. October l. J. (Amtsblatt Ne. 235.) 

Gefaugenauſſehersſtelle bei der Straſanſtall in Suben 300 fl. Löhnung 
eventuell int Vorrückungsfalle 260 fl., bis 18. October l. J. (Amtsblatt Ne. 237.) 

Funf proo. Adſunctenſtellen bei dem k. k. Silberwerke in Pkibram mit je 
einem Gehalte von 700 fl. und einen Quartiergelde von 70 fl., bis Ende Oelo⸗ 
ber I. J. (Amtsblatt Nr. 237.) 

Prov. Secundararztesſtelle an der n 
alt jährlich nebſt einem Nakuralquartier, bis 16. 
Nr. 298 und 239.) 

Hezruksſecretärsſtelle im ſtalieniſchen Antheile von Tirol mit 600 fl. Jah⸗ 
fe J ee in die 700 fl., bis 15. Ockober L J. (Amts- 

a Re. 200.) 

Rechnungsführersftelle ber der k. k. omoneiausntwecnon für die Linzer⸗ 
N nut 1455 fl. und 168 fl. Quarliergeld gegen Kautionserlag in der Höhe 

er jährlichen Beſoldung, bis 24. October l. J. (Aintsblatt Nr. 240.) 

roſectorsſtelle in der mähriſchen Landes⸗Krankenanſtalt in Brünn im 
1200 fl. Jahresgehalt in den erſten zehn Dienſtlahren, von 1400 fl. in den zweiten 
zehn Dienjttahren und von 1600 fl. in den folgenden Pienſllahren, Naturalwohnung 
eventuell Quartier: und Beheizungspauſchnte von 400 fl., bis 31. October l. J 
(Amtsblatt Nr. 240) N 

Secundar⸗Wundarztssſtelle bei der Käratner TanbesMohlibrigdeltsunftalt 
mit Nemunergtion jährlicher 300 fl. nebſt Wohnung, Beheizung und Pancho 
von 18 Pfb, Millikerzen, bis 26. Octoher I. J. (Amtsblakt Nr. 240.) 

Antsofficialetile net 200 fl. Geholt und Kautionen, eo ewe ine 
Aunts afftſtenten elle mit 500 fl, @chalt für den elſdienſt ſir Wahren, bes Ende 
October l. X. Atebtatt Ar. 242. 

Rechnungsofftrialsſtelle zweiter Claſſe bei dem Rochnungsdeperloment ber 
n. ö. Stalthallerel mit 800 fl. oder 700 fl. Gehalt und 200 fl. Quaruergeld, 
evenhuell eine Nehnmgsoffictaläftelle dritter Claſſe mit 600 fl. oder 500 fl. 
Bela dr 150 fl. Quartiergeld, dann bie Stelle eines Calculanten mit 1 fl. 
Taggeld, bis 20. Octoben l. J. (Amtsblakt Nr. 242. 5 

Kanzleiofficialsſtelle bei ber obertſterc. Finanzprutatut mit 500 fl. Ge 
halt N bis Ende October I. J. (Amtsblatt Nr. 248.) 


ö. fi ie Be mit 600 fl. 
ſctober 1870. (Amtsblatt 


Tov. Coneſpiſtenſtele bei der Suljlungır Lane leren mit 890 fl. 
Gehalt, daun eine prov. Conceptsadjunckenſteu mit AO fi, Im Falle der 
Vol rückung ſind 2 Concepisadfunctenſtellen im er lebten (igen in prou. 
Weiſe wieder zu beſegeu, bis Ende October l. J. (Amtsblatt. 243.) h 

Bezirkscommiſſärsſielle bei der Ehaiefehauptuannihaft in Tachau mit 
800 fl. Gehalt jährlich, bis 18. October L. J. (Amtsblatt Nr. 243.) 
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